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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Sachsen
Sozialgericht Sächsisches Landessozialgericht
Sachgebiet Vertragsarztangelegenheiten
Abteilung 1
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Aufsichtsbehörde

Aufsichtsklage
Aufsichtsmittel
Beratung
Empfehlung
Hinweis
Kassenärztliche Vereinigung
Klagebefugnis
Rechtsschutzbedürfnis
Selbstverwaltungsträger
Streitwert
Vertragsarztrecht
Verwaltungsakt

Leitsätze Rundschreiben des
Bundesversicherungsamts – keine
aufsichtsbehördliche Anordnung i.S. des §
54 Abs. 3 SGG

1. Die von einer Aufsichtsbehörde in
einem Rundschreiben erteilten Hinweise
können weder von ihren Adressaten noch
von Dritten mit der Aufsichtsklage
angefochten werden.
2. Die Klagebefugnis einer
Kassenärztlichen Vereinigung gegen eine
aufsichtsbehördliche Maßnahme, die
nicht an sie gerichtet ist, reicht nicht
weiter als das Rechtsschutzbedürfnis der
Krankenkassen, die Adressaten der
Maßnahme sind.

Normenkette § 31 SGB X
§ 52 Abs. 1 GKG
§ 54 Abs. 3 SGG
§ 56a SGG
§ 89 Abs. 1 Satz 1 SGB IV
§ 89 Abs. 1 Satz 2 SGB IV
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1. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 KA 21/18 KL
Datum 11.03.2020

3. Instanz

Datum -

I. Die Klage wird abgewiesen.

II. Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens mit Ausnahme der
auÃ�ergerichtlichen Kosten der Beigeladenen, die diese selbst tragen.

III. Die Revision wird zugelassen.

IV. Der Streitwert wird auf 2.500.000,00 EUR festgesetzt.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin, eine KassenÃ¤rztliche Vereinigung (KÃ�V), wendet sich gegen ein
Rundschreiben des Bundesversicherungsamtes (BVA â�� seit 01.01.2020:
Bundesamt fÃ¼r Soziale Sicherheit) der Beklagten.

Unter dem 13.09.2018 versandte das BVA an alle bundesunmittelbaren
Krankenkassen ein Rundschreiben zu den VergÃ¼tungsvertrÃ¤gen zur
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung nach Â§ 87a FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB
V), um Ã¼ber festgestellte rechtlich problematische Vereinbarungen zu informieren
und im Hinblick auf die bevorstehenden Vertragsverhandlungen fÃ¼r das Jahr 2019
um Beachtung der Rechtshinweise gebeten. Die Einhaltung der gesetzlichen Frist
nach Â§ 87a Abs. 3 Satz 1 SGB V werde von den Gesamtvertragspartnern
regelmÃ¤Ã�ig nicht beachtet. ZukÃ¼nftig werde um Beachtung gebeten und darauf
hingewiesen, dass die Tolerierung etwaiger RechtsverstÃ¶Ã�e nicht mehr in
Betracht gezogen werde. Bei der Ermittlung der morbiditÃ¤tsbedingten
VerÃ¤nderungsrate hÃ¤tten die Gesamtvertragspartner die ihnen durch Â§ 87a Abs.
4 SGB V eingerÃ¤umte Kompetenz mehrfach deutlich Ã¼berschritten; es seien
vertragliche Regelungen abgeschlossen worden, die nicht transparent machten,
welche Gewichtungsfaktoren zugrunde gelegt worden seien, und die von der
Regelungsgewichtung oder den vom Bewertungsausschuss empfohlenen
GewichtungsmaÃ�stÃ¤ben abwichen. Hierzu teilte das BVA unter Hinweis auf die
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) seine Rechtsansicht mit. Auch bei
den FÃ¶rderungsmÃ¶glichkeiten nach Â§ 87a Abs. 2 Satz 3 SGB V wÃ¼rden die
gesetzlichen Grenzen zum Teil nicht beachtet. Insbesondere dÃ¼rften sich die
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Gesamtvertragspartner nicht Ã¼ber den Beschluss des Bewertungsausschusses
vom 22.10.2012 hinwegsetzen. Das Rundschreiben schloss mit dem Satz: "Wir
bitten Sie, unsere Rechtshinweise bei den anstehenden Vertragsverhandlungen zu
berÃ¼cksichtigen. Die unserer Aufsicht unterstehenden Krankenkassen ohne
Gesamtvertragsabschlusskompetenz bitten wir, in ihrem Landesverband auf die
Beachtung hinzuwirken".

Am 27.12.2018 hat die KlÃ¤gerin beim SÃ¤chsischen Landessozialgericht (LSG)
Klage erhoben mit dem Antrag, das Rundschreiben des BVA vom 13.09.2018
aufzuheben.

Mit Beschluss vom 17.01.2020 hat der Senat festgestellt, dass das SÃ¤chsische
Landessozialgericht (LSG) fÃ¼r das Verfahren erstinstanzlich zustÃ¤ndig ist, und
mit Beschluss vom 21.01.2020 die der Aufsicht des Bundes unterliegenden
Gesamtvertragspartner der KlÃ¤gerin zum Verfahren beigeladen.

Die KlÃ¤gerin trÃ¤gt vor, die Klage sei als Aufsichtsklage in entsprechender
Anwendung von Â§ 54 Abs. 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG) zulÃ¤ssig. Das
Rundschreiben stelle eine aufsichtsbehÃ¶rdliche MaÃ�nahme dar, da das BVA die
staatliche Aufsicht Ã¼ber die bundesunmittelbaren Krankenkassen fÃ¼hre. Mit dem
Rundschreiben werde es gegenÃ¼ber bundesunmittelbaren Krankenkassen sowie
gegenÃ¼ber den KassenÃ¤rztlichen Vereinigungen tÃ¤tig, indem es verbindliche
Anforderungen an die vertragliche Vereinbarung zur GesamtvergÃ¼tung stelle.
UnabhÃ¤ngig davon, ob es sich um einen Verwaltungsakt handele, greife das BVA
mit dieser aufsichtsrechtlichen MaÃ�nahme in die RechtssphÃ¤re des
SelbstverwaltungstrÃ¤gers ein. Soweit sich die bundesunmittelbaren
Krankenkassen oder das Schiedsamt der Auffassung des BVA anschlÃ¶ssen,
verenge sich der Gestaltungsspielraum der Vertragspartner. Dies gelte selbst dann,
wenn die Krankenkassen die Rechtsauffassung des BVA fÃ¼r rechtswidrig hielten.
Damit hÃ¤tte sie â�� die KlÃ¤gerin â�� keine MÃ¶glichkeit, nachgelagert eine
gerichtliche Ã�berprÃ¼fung der Auffassung des BVA zu erreichen.

Die KlÃ¤gerin beantragt, das Rundschreiben des damaligen
Bundesversicherungsamtes vom 13. September 2018 zu den Anforderungen an die
Vereinbarung zur GesamtvergÃ¼tung mit den KassenÃ¤rztlichen Vereinigungen
fÃ¼r das Jahr 2019 aufzuheben, hilfsweise die Revision zuzulassen.

Die Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen.

Sie macht geltend, die Aufsichtsklage sei nicht statthaft, weil es sich um ein
informatives Rundschreiben handele, das keinen Anordnungscharakter habe. Es
handele sich auch nicht um Hinweise, Anregungen oder Empfehlungen der
Rechtsaufsicht im Rahmen der Beratung nach Â§ 89 Abs. 1 2. Halbsatz Viertes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB IV), die eine konkrete Beanstandung im Einzelfall
voraussetzten. Erst recht handele es sich nicht um einen Verwaltungsakt. Das
Rundschreiben stelle Ã¼berhaupt kein Aufsichtsmittel dar.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung hat die KlÃ¤gerin mitgeteilt, das BVA habe in
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Bezug auf die fÃ¼r die Jahre 2018/2019 geschlossenen GesamtvertrÃ¤ge im
Freistaat S â�¦ mit Schreiben vom 19.12.2019 (u.a.) mitgeteilt hat, dass angesichts
der BemÃ¼hungen der Vertragspartner von aufsichtsrechtlichen MaÃ�nahmen
abgesehen werde. Der Gesamtvertrag 2020 sei im Dezember 2019 unterzeichnet
worden. In Bezug auf die sog. fÃ¶rderungswÃ¼rdigen Leistungen liege mittlerweile
der Beschluss des Bewertungsausschusses aus dessen 456. Sitzung vom
01.10.2019 vor, so dass die damaligen Hinweise inzwischen Ã¼berholt seien. Die
Beklagte hat diese Angaben bestÃ¤tigt. Die Vertreter der Beigeladenen zu 3-8
haben angegeben, in den GesamtvertrÃ¤gen seien Regelungen getroffen worden,
die nicht vollstÃ¤ndig den damaligen Hinweisen des BVA entsprochen hÃ¤tten.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens wird auf die
Gerichtsakten und die Verwaltungsakte der Beklagten (2 Heftungen) verwiesen. Sie
sind Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

I. Die Klage ist aus mehreren GrÃ¼nden unzulÃ¤ssig.

FÃ¼r eine Aufsichtsklage fehlt mangels aufsichtsrechtlicher "Anordnung" das
RechtsschutzbedÃ¼rfnis (1.). Da die KlÃ¤gerin nicht Adressatin des mit der Klage
angefochtenen Rundschreibens ist, fehlt ihr zusÃ¤tzlich die Klagebefugnis (2.).
DarÃ¼ber hinaus hat sich das Rundschreiben zumindest teilweise tatsÃ¤chlich
erledigt (3.).

1. GemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 3 SGG kann eine KÃ¶rperschaft des Ã¶ffentlichen Rechts
â�� wie die KlÃ¤gerin â�� mit der Klage die Aufhebung einer Anordnung der
AufsichtsbehÃ¶rde begehren, wenn sie behauptet, dass die Anordnung das
Aufsichtsrecht Ã¼berschreitet.

Diese Vorschrift ist im SGG seit dessen Inkrafttreten am 01.01.1954 enthalten. Nach
den Gesetzesmaterialien sollte mit der Vorschrift zur Vermeidung von Zweifeln und
entsprechend dem bisherigen Recht (Â§ 377 Abs. 2 Reichsversicherungsordnung)
die Gestaltung der Rechtskontrolle im VerhÃ¤ltnis zwischen Staatsaufsicht und
Selbstverwaltung ausdrÃ¼cklich geregelt werden (Entwurf einer
Sozialgerichtsordnung, BT-Drucks. 1/4357, S. 23 zu Â§ 3). Heute erscheint diese
Regelung angesichts der allgemeinen Anerkennung wehrfÃ¤higer Rechtspositionen
im Binnenbereich des Staates (dazu nur Wahl in: Schoch/ Schneider/Bier, VwGO, vor
Â§ 42 Abs. 2 Rn. 118 ff.; Wahl/SchÃ¼tz, Schoch/Schneider/Bier, VwGO, Â§ 42 Abs. 2
Rn. 91 ff. jeweils m.w.N.) Ã¼berflÃ¼ssig (Schnapp in: Schulin, HS-KV, Â§ 52 Rn.
135). Bezeichnenderweise hat die Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO), die am
01.04.1960 in Kraft trat, auf eine solche Regelung verzichtet. Dennoch ist der
Vorschrift des Â§ 54 Abs. 3 SGG nicht jeder Sinn abzusprechen. Denn als besondere
AusprÃ¤gung des allgemeinen RechtsschutzbedÃ¼rfnisses bezeichnet sie, ab wann
im VerhÃ¤ltnis zwischen SelbstverwaltungstrÃ¤ger und AufsichtsbehÃ¶rde
Anspruch auf gerichtliche KlÃ¤rung besteht, nÃ¤mlich dann, wenn das
aufsichtsbehÃ¶rdliche Handeln den Charakter einer "Anordnung" aufweist (BSG,
Urteil 08.04.1987 â�� 1 RR 4/86 â�� juris Rn. 26; Engelhard in: Schlegel/Voelzke,
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jurisPK-SGB IV, 3. Aufl., Â§ 89 Rn. 133). Dies macht verstÃ¤ndlich, warum Â§ 54 Abs.
3 SGG Ã¼ber seinen auf Anfechtungsklagen zugeschnittenen Wortlaut ("Aufhebung
einer Anordnung") hinaus auch Verpflichtungsklagen (BSG, Urteil vom 08.11.2011
â�� B 1 A 1/11 R â�� juris Rn. 9; Urteil vom 19.09.2007 â�� B 1 A 4/06 R â�� juris
Rn. 11; Urteil vom 25.06.1991 â�� 1 RR 6/90 â�� juris Rn. 12; Urteil vom 29.02.1984
â�� 8 RK 13/82 â�� juris Rn. 10) und Leistungsklagen, insbesondere
Unterlassungsklagen (Keller in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 12.
Aufl., Â§ 54 Rn. 13; GroÃ�/Castendiek in: LÃ¼dtke/Berchtold, SGG, 5. Aufl., Â§ 54
Rn. 84), erfassen soll.

Die Aufsichtsklage setzt nach Â§ 54 Abs. 3 SGG das Vorliegen einer "Anordnung"
der AufsichtsbehÃ¶rde voraus, wobei es sich nicht um einen Verwaltungsakt i.S.d. 
Â§ 31 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) handeln muss. Vielmehr kann sich
die Aufsichtsklage gegen aufsichtsbehÃ¶rdliche MaÃ�nahmen jeder Art richten, mit
denen in die RechtssphÃ¤re des TrÃ¤gers der Selbstverwaltung eingegriffen wird
(BSG, Urteil vom 08.04.1987 â�� 1 RR 4/86 â�� juris Rn. 26). Dass die "Anordnung"
der AufsichtsbehÃ¶rde keinen Verwaltungsaktcharakter besitzen muss, hat das BSG
erstmals bei einer Klage auf aufsichtsbehÃ¶rdliche Genehmigung einer
SatzungsÃ¤nderung ausgesprochen (BSG, Urteil vom 22.11.1968 â�� 3 RK 3/66 â��
juris Rn. 20). Die Rechtsnatur einer solchen Genehmigung war damals Gegenstand
wissenschaftlicher Auseinandersetzungen: Neben der Auffassung, dass es sich bei
der Genehmigung (jedenfalls im VerhÃ¤ltnis zum SelbstverwaltungstrÃ¤ger) um
einen Verwaltungsakt handele, wurde auch die Auffassung vertreten, dass die
Genehmigung als Mitwirkungsakt an der Rechtssetzung gerade kein Verwaltungsakt
sei. Das BSG lieÃ� offen, welcher Auffassung es sich anschlieÃ�t, dehnte dafÃ¼r
aber den Anwendungsbereich der Aufsichtsklage auf aufsichtsbehÃ¶rdliche
MaÃ�nahmen jeder Art aus (BSG, Urteil vom 22.11.1968 â�� 3 RK 3/66 â�� juris Rn.
20). Seitdem anerkannt ist, dass die aufsichtsbehÃ¶rdliche Genehmigung
autonomen Rechts im VerhÃ¤ltnis zum SozialversicherungstrÃ¤ger einen
Verwaltungsakt darstellt (BSG, Urteil vom 16.07.1996 â�� 1 RR 3/95 â�� juris Rn.
12; Urteil vom 18.11.2014 â�� B 1 A 1/14 R â�� juris Rn. 9; Brandenburg/Palsherm
in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB VII, 2. Aufl., Â§ 158 Rn. 12), ist der Grund fÃ¼r
diese Ausdehnung entfallen. Das BSG hat sie gleichwohl beibehalten, aber
entschieden, dass ein Eingriff in die RechtssphÃ¤re des SelbstverwaltungstrÃ¤gers
zwingende Voraussetzung fÃ¼r die rechtliche Qualifizierung einer MaÃ�nahme der
AufsichtsbehÃ¶rde als "Anordnung" i.S.d. Â§ 54 Abs. 3 SGG ist. ErschÃ¶pft sich
dagegen die aufsichtsbehÃ¶rdliche MaÃ�nahme in bloÃ�en Hinweisen, Anregungen
oder Empfehlungen fÃ¼r ein bestimmtes Verhalten des
SozialversicherungstrÃ¤gers, ohne diese schon zwingend vorzuschreiben, so ist
darin eine mit der Aufsichtsklage anfechtbare Anordnung schon nicht enthalten und
damit ein RechtsschutzbedÃ¼rfnis fÃ¼r eine solche Klage nicht gegeben (BSG,
Urteil vom 08.04.1987 â�� 1 RR 4/86 â�� juris Rn. 26; Urteil vom 10.03.2015 â�� B
1 A 10/13 R â�� juris Rn. 14; ebenso Engelhard in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB IV,
3. Aufl., Â§ 89 Rn. 133 f.; Baier in: Krauskopf, Â§ 89 SGB IV Rn. 8; Breitkreuz in:
Winkler, SGB IV, 2. Aufl., Â§ 89 Rn. 10).

In Â§ 89 SGB IV sind die Aufsichtsmittel gegenÃ¼ber den
SozialversicherungstrÃ¤gern geregelt, die ein stufenweises Vorgehen vorsehen: Die
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AufsichtsbehÃ¶rde soll zunÃ¤chst beratend darauf hinwirken, dass der
VersicherungstrÃ¤ger die Rechtsverletzung behebt, wenn durch sein Handeln oder
Unterlassen das Recht verletzt wird (Â§ 89 Abs. 1 Satz 1 SGB IV). Erst wenn der
VersicherungstrÃ¤ger dem nicht nachkommt, kann die AufsichtsbehÃ¶rde den
VersicherungstrÃ¤ger verpflichten, die Rechtsverletzung zu beheben, ggf. unter
Anordnung der sofortigen Vollziehung (Â§ 89 Abs. 1 Satz 2 und 3 SGB IV); mÃ¶glich
ist auch die Verpflichtung, eine kÃ¼nftige Rechtsverletzung zu unterlassen (BSG,
Urteil vom 03.03.2009 â�� B 1 A 1/08 R â�� juris Rn. 12). Dabei hat die
AufsichtsbehÃ¶rde sowohl bei der Frage, ob sie Ã¼berhaupt aufsichtsrechtlich
tÃ¤tig wird (EntschlieÃ�ung), als auch bei der Frage, welche Aufsichtsmittel sie
ergreift (Auswahl), Ermessen auszuÃ¼ben, um die Rechte der VersicherungstrÃ¤ger
als SelbstverwaltungskÃ¶rperschaften zu wahren und dem
VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeitsprinzip zu genÃ¼gen (sog. OpportunitÃ¤tsprinzip; vgl.
Engelhard in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB IV, 3. Aufl., Â§ 87 Rn. 34 ff.).

Die auf der ersten Stufe (Â§ 89 Abs. 1 Satz 1 SGB IV) vorgesehene Beratung ist von
der Rechtsprechung als Ausdruck des BemÃ¼hens um eine partnerschaftliche
Kooperation zwischen Selbstverwaltung und Aufsicht und als Teil einer geistigen
Auseinandersetzung zwischen ernsthaft im Interesse der versicherten BevÃ¶lkerung
um optimale LÃ¶sungen bemÃ¼hten Partnern bezeichnet worden (BSG, Urteil vom
08.04.1987 â�� 1 RR 4/86 â�� juris Rn. 27; Urteil vom 06.10.1988 â�� 1 RR 7/86
â�� juris Rn. 41; Urteil vom 20.06.1990 â�� 1 RR 4/89 â�� juris Rn. 20; Urteil vom
20.06.1990 â�� 1 RR 5/88 â�� juris Rn. 27; Urteil vom 19.12.1995 â�� 4 RLw 2/95
â�� juris Rn. 37; Urteil vom 11.12.2003 â�� B 10 A 1/02 R â�� juris Rn. 25). Die
Beratung soll eine Ã�berprÃ¼fung der gegensÃ¤tzlichen Standpunkte sicherstellen.
Sie dient der Darlegung der Rechtsauffassung der AufsichtsbehÃ¶rde, dass durch
ein Handeln oder Unterlassen des VersicherungstrÃ¤gers das Recht verletzt worden
sei, und der Empfehlung an den VersicherungstrÃ¤ger, diese nach Meinung der
AufsichtsbehÃ¶rde vorliegende Rechtsverletzung zu beheben. Zugleich muss dem
VersicherungstrÃ¤ger die MÃ¶glichkeit erÃ¶ffnet werden, von sich aus die
Rechtslage zu prÃ¼fen und der AufsichtsbehÃ¶rde seinen ggf. abweichenden
Rechtsstandpunkt darzulegen mit dem Ziel, dass diese ihrerseits sich diesen
Rechtsstandpunkt zu eigen macht und von weiteren AufsichtsmaÃ�nahmen Abstand
nimmt. Insgesamt bezweckt die Beratung als Ausgangspunkt eines mÃ¶glichen
Dialogs zwischen VersicherungstrÃ¤ger und AufsichtsbehÃ¶rde die Vermeidung
aufsichtsbehÃ¶rdlicher Anordnungen und sich daran eventuell anschlieÃ�ender
gerichtlicher Auseinandersetzungen (BSG, Urteil vom 20.06.1990 â�� 1 RR 4/89 â��
juris Rn. 20; Urteil vom 06.10.1988 â�� 1 RR 7/86 â�� juris Rn. 41; Urteil vom
08.04.1987 â�� 1 RR 4/86 â�� juris Rn. 27). Da die Beratung nach Â§ 89 Abs. 1 Satz
1 SGB IV die MÃ¶glichkeit zur Selbstkorrektur geben soll, erschÃ¶pft sie sich nicht in
der Darlegung der Rechtsauffassung der AufsichtsbehÃ¶rde und dem bloÃ�en
Hinweis auf eine Rechtsverletzung. Erforderlich ist vielmehr ein die individuellen
und speziellen VerhÃ¤ltnisse des VersicherungstrÃ¤gers berÃ¼cksichtigender und
entsprechend begrÃ¼ndeter Hinweis darauf, dass und aus welchen GrÃ¼nden
gerade durch sein Handeln oder Unterlassen das Recht verletzt worden ist, und dem
folgend eine Darlegung der dem VersicherungstrÃ¤ger mÃ¶glichen MaÃ�nahmen,
mit welchen er in rechtlich zulÃ¤ssiger Weise die Rechtsverletzung beheben kann
(BSG, Urteil vom 20.06.1990 â�� 1 RR 4/89 â�� juris Rn. 21; Urteil vom 19.12.1995
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â�� 4 RLw 2/95 â�� juris Rn. 37; siehe auch SchÃ¼ffner/Franck in: Sodan,
Krankenversicherungsrecht, 3. Aufl., Â§ 36 Rn. 91 ff.; SchÃ¼tte-Geffers in:
Kreikebohm, SGB IV, 3. Aufl., Â§ 89 Rn. 8). Die DurchfÃ¼hrung einer solchen
Beratung ist grundsÃ¤tzlich Voraussetzung der RechtmÃ¤Ã�igkeit einer
Verpflichtungsanordnung nach Â§ 89 Abs. 1 Satz 2 SGB IV (BSG, Urteil vom
11.12.2003 â�� B 10 A 1/02 R â�� juris Rn. 20; Urteil vom 20.06.1990 â�� 1 RR 4/89
â�� juris Rn. 19 f.; Urteil vom 08.04.1987 â�� 1 RR 4/86 â�� juris Rn. 27).
Verpflichtungsanordnungen nach Â§ 89 Abs. 1 Satz 2 SGB V kÃ¶nnen mit der
Aufsichtsklage angefochten werden. Nicht mittels Aufsichtsklage anfechtbar sind
hingegen die nach Â§ 89 Abs. 1 Satz 1 SGB IV von einer AufsichtsbehÃ¶rde erteilten
Hinweise zur Behebung einer Rechtsverletzung (BSG, Urteil vom 10.03.2015 â�� B 1
A 10/13 R â�� juris Rn. 14) und erst recht nicht allgemeine Hinweise und
Empfehlungen, die von AufsichtsbehÃ¶rden erteilt werden (BSG, Urteil vom
10.03.2015 â�� B 1 A 10/13 R â�� juris Rn. 15).

Beim Rundschreiben des BVA vom 13.09.2018 handelt es sich weder um einen
Verwaltungsakt i.S.d. Â§ 31 SGB X, noch um eine sonstige MaÃ�nahme der
AufsichtsbehÃ¶rde, die als Anordnung i.S.d. Â§ 54 Abs. 3 SGG qualifiziert werden
kÃ¶nnte.

FÃ¼r die Qualifizierung als Verwaltungsakt â�� selbst in Form einer
AllgemeinverfÃ¼gung i.S.d. Â§ 31 Satz 2 SGB X â�� fehlt es dem Schreiben vom
13.09.2018 am Regelungscharakter. GemÃ¤Ã� Â§ 31 Satz 1 SGB X ist ein
Verwaltungsakt jede hoheitliche MaÃ�nahme, die eine BehÃ¶rde zur Regelung eines
Einzelfalls trifft und auf unmittelbare Rechtswirkung nach auÃ�en gerichtet ist; im
Falle einer AllgemeinverfÃ¼gung i.S.d. Satzes 2 richtet sich der Verwaltungsakt an
eine nach allgemeinen Merkmalen bestimmten oder bestimmbaren Personenkreis.
Durch Auslegung ist zu ermitteln, ob einer behÃ¶rdlichen MaÃ�nahme, die nicht
ausdrÃ¼cklich als Bescheid oder VerfÃ¼gung oder Anordnung bezeichnet ist und
schon rein Ã¤uÃ�erlich den Anschein eines Verwaltungsaktes vermittelt,
Regelungswirkung fÃ¼r den Einzelfall zukommt.

Das an alle bundesunmittelbaren Krankenkassen gerichtete Schreiben vom
13.09.2018 zu den Anforderungen der Rechtsaufsicht an die Vereinbarungen zur
GesamtvergÃ¼tung mit den KassenÃ¤rztlichen Vereinigungen fÃ¼r das Jahr 2019
(so der weitere Betreff in der Ã�berschrift) ist als Rundschreiben gestaltet und auch
als solches bezeichnet. Einleitend wird der Anlass fÃ¼r das Rundschreiben
formuliert und das Anliegen mitgeteilt, die der Rechtsaufsicht des Bundes
unterstehenden Krankenkassen zu informieren und um Beachtung der
Rechtshinweise zu bitten. Sodann werden drei Punkte, die vom BVA als rechtlich
problematisch eingestuft wurden (zeitliche Vorgabe fÃ¼r den Vertragsschluss,
Anpassung des Behandlungsbedarfs, fÃ¶rderungswÃ¼rdige Leistungen),
aufgefÃ¼hrt und die Rechtsauffassung des BVA hierzu dargestellt. FÃ¼r alle drei
Bereiche erfolgen Hinweise, um deren Beachtung zukÃ¼nftig gebeten wird. Am
Ende des Schreibens folgt die Bitte, die Rechtshinweise des BVA bei den
anstehenden Vertragsverhandlungen zu berÃ¼cksichtigen bzw. auf deren
Beachtung im jeweiligen Landesverband hinzuwirken.
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Ersichtlich betrifft das Schreiben das in der Zukunft liegende Verhalten der der
Rechtsaufsicht des Bundes unterstehenden Krankenkassen im Rahmen von
laufenden oder kÃ¼nftigen Vertragsverhandlungen mit der jeweiligen KÃ�V als
Partner der GesamtvertrÃ¤ge, ohne dass darin eine prÃ¤ventive Verpflichtung i.S.d.
Â§ 89 Abs. 1 Satz 2 SGB IV (dazu BSG, Urteil vom 03.03.2009 â�� B 1 A 1/08 R â��
juris Rn. 12) ausgesprochen worden wÃ¤re. Anordnungen wurden nÃ¤mlich im
Schreiben vom 13.09.2018 ausdrÃ¼cklich nicht getroffen. Zwar formuliert das BVA
teilweise strikt: "Hierbei ist Folgendes zu beachten: ". Nichtsdestoweniger
beschrÃ¤nkt es sich auf Hinweise verbunden mit der â�� durchaus
nachdrÃ¼cklichen â�� Bitte um BerÃ¼cksichtigung. Zutreffend weist die KlÃ¤gerin
darauf hin, dass es sich um eine Art "prÃ¤ventive" Rechtsaufsicht handelt: Die
AufsichtsbehÃ¶rde weist die ihrer Aufsicht Unterworfenen darauf hin, wie sie
bestimmte Formulierungen im Gesetz bzw. die Rechtsprechung des BSG versteht
und wie diese nach ihrer Ansicht in den Verhandlungen mit den
Gesamtvertragspartnern zu berÃ¼cksichtigen sind. Ein konkretes
aufsichtsbehÃ¶rdliches Handeln, das einzelne Krankenkassen oder bestimmte
GesamtvertrÃ¤ge betrifft, also einen Einzelfall regelt, ist damit indes nicht
verbunden (so im Ergebnis auch ThÃ¼ringer LSG, Urteil vom 29.01.2020 â�� L 11
KA 1431/18 KL â�� juris Rn. 12).

Im Rundschreiben bleibt offen, wie sich die adressierten bundesunmittelbaren
Krankenkassen in den jeweiligen Vertragsverhandlungen konkret verhalten sollen.
Ebenso war ungewiss, ob die Krankenkassen in den Vertragsverhandlungen zu den
GesamtvertrÃ¤gen fÃ¼r das Jahr 2019 die Hinweise Ã¼berhaupt berÃ¼cksichtigen
wÃ¼rden und wie sich dies auf die Vereinbarungen in den GesamtvertrÃ¤gen
auswirken wÃ¼rde. SchlieÃ�lich war vÃ¶llig unabsehbar, ob die AufsichtsbehÃ¶rde
in AusÃ¼bung ihres EntschlieÃ�ungsermessens (vgl. BSG, Urteil vom 08.10.2019
â�� B 1 A 3/19 R â�� juris Rn. 9) konkrete AufsichtsmaÃ�nahmen ergreifen wÃ¼rde,
falls die Krankenkassen die Hinweise des Rundschreibens unberÃ¼cksichtigt
lieÃ�en, und â�� wenn ja â�� welche dies sein wÃ¼rden. Es besteht daher
offensichtlich keinerlei BedÃ¼rfnis fÃ¼r gerichtlichen Rechtsschutz, weil trotz des
Rundschreibens vom 13.09.2018 vÃ¶llig ungewiss war, ob es Ã¼berhaupt zu einem
aufsichtsrechtlichen TÃ¤tigwerden der Beklagten kommen wÃ¼rde.

Vorliegend kommt hinzu, dass inzwischen sogar feststeht, dass die Beklagte
jedenfalls in Bezug auf die GesamtvertrÃ¤ge fÃ¼r das Jahr 2019 nicht
aufsichtsrechtlich tÃ¤tig werden wird (Schreiben des damaligen BVA vom
19.12.2019). Vor diesem Hintergrund ist nicht ersichtlich, inwiefern das verfolgte
Klageziel, nÃ¤mlich das Rundschreiben vom 13.09.2018 aufzuheben, der KlÃ¤gerin
kÃ¼nftig noch einen rechtlich beachtlichen Vorteil bringen kÃ¶nnte. Weder wÃ¤re
sie dadurch vor aufsichtsrechtlichen Beanstandungen geschÃ¼tzt, noch kÃ¶nnte sie
einer kÃ¼nftigen Beanstandung inhaltlich etwas entgegen halten.

Soweit die KlÃ¤gerin meint, es fehle an einer Befugnisnorm fÃ¼r die Beklagte, â��
wie geschehen â�� durch Rundschreiben gegenÃ¼ber den ihrer Aufsicht
unterworfenen bundesunmittelbaren Krankenkassen ihre Rechtsauffassung kund
zutun, weil sie sich damit auÃ�erhalb der im Gesetz vorgesehenen Aufsichtsmittel
bewege, dringt sie auch damit nicht durch. Rundschreiben tauchen zwar weder in 
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Â§ 89 SGB IV noch an anderer Stelle im Gesetz als Aufsichtsmittel auf. Sie sind aber
auch keine bestimmte Handlungsform der Ã¶ffentlichen Gewalt mit bestimmten
Voraussetzungen und bestimmten Rechtsfolgen. Rundschreiben sind zuallererst ein
Informationsmittel. Durch Rundschreiben kÃ¶nnen Rechtsnormen (vgl. BSG, Urteil
vom 09.12.2004 â�� B 6 KA 44/03 R â�� juris Rn. 51; Urteil vom 07.02.1996 â�� 6
RKa 68/94 â�� juris Rn. 16, zum HonorarverteilungsmaÃ�stab),
Verwaltungsvorschriften (vgl. Axer, SGb 2012, 501, 503) oder
AllgemeinverfÃ¼gungen bekannt gegeben werden. Rundschreiben sind hierauf
allerdings nicht beschrÃ¤nkt. Vielmehr kÃ¶nnen durch sie Informationen aller Art
mitgeteilt werden â�� von der Rechtsauffassung und Auslegungspraxis Ã¼ber
Besprechungsergebnisse bis hin zu rein tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nden. Welche
Rechtswirkungen ein Rundschreiben entfaltet, hÃ¤ngt davon ab, welchen objektiven
ErklÃ¤rungswert das darin Verlautbarte im Einzelnen hat. Und von den
Rechtswirkungen seines Handelns hÃ¤ngt es ab, ob ein VerwaltungstrÃ¤ger dafÃ¼r
einer Ã¼ber seine Aufgabenzuweisung hinausgehenden besonderen Befugnisnorm
bedarf. An eine aufsichtsbehÃ¶rdliche Beratung i.S.d. Â§ 89 Abs. 1 Satz 1 SGB IV
stellt die Rechtsprechung â�� wie oben dargelegt â�� hohe Anforderungen.
Allgemeine Hinweise und Empfehlungen der AufsichtsbehÃ¶rde, die diesen
Anforderungen nicht genÃ¼gen, sind deshalb aber nicht mangels
ErmÃ¤chtigungsgrundlage rechtswidrig. Solange und soweit die RechtssphÃ¤re der
SelbstverwaltungstrÃ¤ger nicht verletzt wird, bleibt es daher der AufsichtsbehÃ¶rde
unbenommen, Hinweise zu erteilen und Empfehlungen auszusprechen. Falls sich
dadurch der Gestaltungsspielraum der Partner der GesamtvertrÃ¤ge faktisch
verengen wÃ¼rde â�� wie die KlÃ¤gerin meint â��, wÃ¤re dies lediglich einer von
zahlreichen EinflÃ¼ssen, denen die GestaltungsspielrÃ¤ume der Vertragspartner
ohnehin unterliegen.

2. Der KlÃ¤gerin fehlt darÃ¼ber hinaus die hier wie sonst erforderliche
Klagebefugnis, weil sie nicht Adressatin des mit der Klage angefochtenen
Rundschreibens ist und auch die MÃ¶glichkeit einer eigenen Rechtsverletzung im
Rahmen einer Drittbetroffenheit ausgeschlossen ist.

Obwohl das Aufsichtsrecht keine drittschÃ¼tzende Wirkung entfaltet (BSG, Urteil
vom 12.03.2013 â�� B 1 A 1/12 R â�� juris Rn. 17; Urteil vom 12.03.2013 â�� B 1 A
2/12 R â�� juris Rn. 20; Urteil vom 24.01.2003 â�� B 12 KR 19/01 R â�� juris Rn. 62;
ebenso BSG, Urteil vom 10.05.2000 â�� B 6 KA 20/99 R â�� juris Rn. 27), ist
anerkannt, dass in entsprechender Anwendung von Â§ 54 Abs. 3 SGG eine KÃ�V
klagefugt sein kann gegen Bescheide, mit denen die zustÃ¤ndige
AufsichtsbehÃ¶rde gegenÃ¼ber den ihrer Aufsicht unterliegenden Krankenkassen
eine gesamtvertragliche Vereinbarung mit dieser KÃ�V beanstandet (BSG, Urteil
vom 17.11.1999 â�� B 6 KA 10/99 R â�� juris Rn. 16) und die ihr gegenÃ¼ber wie
eine AufsichtsmaÃ�nahme wirken (BSG, Urteil vom 17.08.2011 â�� B 6 KA 32/10 R
â�� juris Rn. 15; Hessisches LSG, Urteil vom 29.09.2010 â�� L 4 KA 54/09 KL â��
juris Rn. 33-34). Voraussetzung dafÃ¼r ist jedoch, dass es sich bei der
angefochtenen AufsichtsmaÃ�nahme tatsÃ¤chlich um einen
Beanstandungsbescheid der AufsichtsbehÃ¶rde handelt, dass also jedenfalls ein
Verwaltungsakt vorliegt. Dies ist aus den o.g. GrÃ¼nden bei dem Rundschreiben
vom 13.09.2018 gerade nicht der Fall, weil es keine Regelung fÃ¼r einen â�� einen
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grÃ¶Ã�eren Adressatenkreis betreffenden â�� Einzelfall trifft. Wenn also die
angegriffene MaÃ�nahme mangels verbindlicher Anordnung schon nicht in die
RechtssphÃ¤re von TrÃ¤gern der Selbstverwaltung eingreift, die der Aufsicht der
Beklagten unterliegen (BSG, Urteil vom 08.04.1987 â�� 1 RR 4/86 â�� juris Rn. 26),
dann kann erst recht kein Eingriff in die RechtssphÃ¤re der klagenden KÃ�V als
Drittbetroffener vorliegen.

Die Klagebefugnis der KÃ�V als Drittbetroffener kann nicht weiter gehen als das
RechtsschutzbedÃ¼rfnis der Adressaten der AufsichtsmaÃ�nahme. Der KlÃ¤gerin
ist zwar zuzugeben, dass sich das BSG bei seiner Rechtsprechung zum fehlenden
Anordnungscharakter der Beratung i.S.d. Â§ 89 Abs. 1 Satz 1 SGB IV auf den damit
bezweckten Dialog zwischen VersicherungstrÃ¤ger und AufsichtsbehÃ¶rde
gestÃ¼tzt hat (BSG, Urteil vom 11.12.2003 â�� B 10 A 1/02 R â�� juris Rn. 25;
Urteil vom 20.06.1990 â�� 1 RR 4/89 â�� juris Rn. 20; Urteil vom 08.04.1987 â�� 1
RR 4/86 â�� juris Rn. 27). In diesen Dialog zwischen den bundesunmittelbaren
Krankenkassen und deren AufsichtsbehÃ¶rde ist die KlÃ¤gerin als
landesunmittelbare KÃ¶rperschaft nicht mit einbezogen. Die rechtliche
Qualifizierung einer AufsichtsmaÃ�nahme als mit der Klage anfechtbare Anordnung
i.S.d. Â§ 54 Abs. 3 SGG steht und fÃ¤llt aber nicht mit der Einbeziehung des
SelbstverwaltungstrÃ¤gers in das konkrete AufsichtsverhÃ¤ltnis, sondern orientiert
sich daran, wo die MaÃ�nahme generell in dem StufenverhÃ¤ltnis des Â§ 89 Abs. 1
SGB IV zu verorten ist. Ã�hnlich wie im Rahmen des Â§ 56a SGG kÃ¶nnen
Handlungen auf einer frÃ¼heren Stufe des aufsichtsbehÃ¶rdlichen Verfahrens von
einem SelbstverwaltungstrÃ¤ger nicht isoliert angefochten werden, selbst wenn er
zur Klage gegen die auf der abschlieÃ�enden Stufe getroffenen Sachentscheidung
berechtigt ist (vgl. zu der mit Â§ 56a SGG Ã¼bereinstimmten Regelung in Â§ 44a
VwGO Stelkens/Schenk in: SchochÂ¬Schneider/-Bier, VwGO Â§ 44a Rn. 17 mit 26).
Eine fÃ¼r einen Drittbetroffenen anfechtbare Verfahrenshandlung i.S.d. Â§ 56a Satz
2 SGG wÃ¼rde zudem voraussetzen, dass ein â�� hier: aufsichtsbehÃ¶rdliches â��
Verfahren vorliegt. Da die KlÃ¤gerin gegen eine ihr gegenÃ¼ber als
AufsichtsmaÃ�nahme zu qualifizierende Sachentscheidung der AufsichtsbehÃ¶rde
klagebefugt wÃ¤re, kÃ¶nnte sie im Vorfeld liegende Handlungen ebenfalls nicht
isoliert anfechten.

Der Senat verkennt nicht, dass Hinweise vor allem der Art, wie fÃ¼r eine
individuelle Beratung i.S.d. Â§ 89 Abs. 1 Satz 1 SGB IV gefordert werden (BSG, Urteil
vom 20.06.1990 â�� 1 RR 4/89 â�� juris Rn. 21; Urteil vom 19.12.1995 â�� 4 RLw
2/95 â�� juris Rn. 37), mittelbar-faktische Folgen haben kÃ¶nnen und sollen. Ebenso
wenig verkennt der Senat, dass im Staat-BÃ¼rger-VerhÃ¤ltnis der
Eingriffscharakter mittelbar-faktischer Einwirkungen anerkannt ist (siehe nur Kokott
in: Sachs, GG, 8. Aufl. 2018, Art. 4 Rn. 122 ff.). FÃ¼r den binnenstaatlichen Bereich,
zu dem das VerhÃ¤ltnis zwischen AufsichtsbehÃ¶rde und SelbstverwaltungstrÃ¤ger
gehÃ¶rt, folgt daraus aber nicht, dass jede AufsichtsmaÃ�nahme anfechtbar sein
muss. Vielmehr ist daran festzuhalten, dass sich diese Klage nur gegen
aufsichtsbehÃ¶rdliche MaÃ�nahmen richten kann, mit denen in die RechtssphÃ¤re
des SelbstverwaltungstrÃ¤gers eingegriffen wird, wozu eben Hinweise â�� selbst
dezidierter Art â�� nach der Rechtsprechung nicht gehÃ¶ren.
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Dadurch entsteht keine RechtsschutzlÃ¼cke. Eine KÃ�V muss in
Vertragsverhandlungen immer die Krankenkassen(-VerbÃ¤nde) von ihrer Position
Ã¼berzeugen oder mit ihnen einen Kompromiss finden. Gibt die KÃ�V ihre Position
auf und stimmt den Krankenkassen- (-VerbÃ¤nden) zu, die sich auf
aufsichtsbehÃ¶rdliche Hinweise berufen, besteht kein BedÃ¼rfnis fÃ¼r
gerichtlichen Rechtsschutz. Gibt dagegen die KÃ�V ihre Position nicht auf und
folgen die Krankenkassen(-VerbÃ¤nde) weiter ihrer AufsichtsbehÃ¶rde, fÃ¼hrt dies
zu einem Schiedsverfahren (Â§ 89 Abs. 1 Satz 1 SGB V). Folgt darin das Schiedsamt
der Rechtsauffassung des BVA, dann kann die KÃ�V den Schiedsspruch mit der
Klage anfechten (siehe nur BSG, Urteil vom 13.08.2014 â�� B 6 KA 46/13 R â�� juris
Rn. 27). Folgt das Schiedsamt der Rechtsauffassung des BVA nicht und beanstandet
dieses den Schiedsspruch deshalb (Â§ 89 Abs. 5 Satz 5 SGB V), dann kann die KÃ�V
die Beanstandung mit der Klage anfechten (BSG, Urteil vom 17.08.2011 â�� B 6 KA
32/10 R â�� juris Rn. 15).

3. SchlieÃ�lich fehlt der KlÃ¤gerin das RechtsschutzbedÃ¼rfnis, soweit sich das
Rundschreiben nach ihrem eigenen Vorbringen dadurch erledigt hat, dass durch
Beschluss des Bewertungsausschusses in dessen 456. Sitzung mit Wirkung zum
01.10.2019 Kriterien zur Vereinbarung von ZuschlÃ¤gen auf den Orientierungswert
gemÃ¤Ã� Â§ 87 Abs. 2e SGB V fÃ¼r besonders fÃ¶rderungswÃ¼rdige Leistungen
sowie fÃ¼r Leistungen von besonders fÃ¶rderungswÃ¼rdigen Leistungserbringern
gemÃ¤Ã� Â§ 87a Abs. 2 Satz 3 SGB V festgelegt worden sind, die dazu fÃ¼hren,
dass die damaligen Hinweise inzwischen Ã¼berholt sind â�� so die KlÃ¤gerin und
die Beklagte Ã¼bereinstimmend. Denn das Rechtsschutzinteresse entfÃ¤llt
regelmÃ¤Ã�ig, wenn sich der Rechtsstreit materiell-rechtlich erledigt hat (BÃ¶ttiger
in: Breitkreuz/Fichte, SGG, 2. Aufl., Â§ 54 Rn. 28).

II. Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG i.V.m. Â§ 154 Abs. 1
VwGO. Die auÃ�ergerichtlichen Kosten der Beigeladenen sind nicht
erstattungsfÃ¤hig (Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG i.V.m. Â§ 162 Abs. 3 VwGO).

III. Die Revision ist gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG wegen grundsÃ¤tzlicher
Bedeutung zuzulassen. Angesichts des Umstandes, dass in der gesamten
Bundesrepublik Deutschland insgesamt 17 KassenÃ¤rztliche Vereinigungen Klage
gegen das Rundschreiben vom 13.09.2020 erhoben haben, erscheint eine
bundeseinheitliche Bewertung der Frage, wie dieses Schreiben rechtlich zu
qualifizieren ist, geboten.

IV. Die Festsetzung des Streitwertes folgt aus Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG i.V.m. Â§
52 Abs. 1 i.V.m. Abs. 4 Nr. 2 Gerichtskostengesetz.

MaÃ�geblich ist die sich aus dem Antrag der KlÃ¤gerin fÃ¼r sie ergebende
Bedeutung der Sache. Da sich das Rundschreiben, dessen Aufhebung die KlÃ¤gerin
mit der vorliegenden Klage begehrt, mit den Grundlagen fÃ¼r die Anpassung des
Behandlungsbedarfs gemÃ¤Ã� Â§ 87a Abs. 4 SGB V (Mitteilung zweier einheitlicher
VerÃ¤nderungsraten) und der VergÃ¼tung der fÃ¶rderungswÃ¼rdigen Leistungen
gemÃ¤Ã� Â§ 87a Abs. 2 Satz 3 SGB V befasste, hat der Senat in pflichtgemÃ¤Ã�er
ErmessensausÃ¼bung diese Teilbereiche der GesamtvergÃ¼tung als maÃ�geblich
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angesehen. Angesichts einer jÃ¤hrlichen GesamtvergÃ¼tung von um die zwei
Milliarden Euro â�� so der Vertreter der KlÃ¤gerin in der mÃ¼ndlichen Verhandlung
â�� erscheint es dem Senat nicht unangemessen, den HÃ¶chststreitwert von 2,5
Millionen Euro zugrunde zu legen. Denn es ist davon auszugehen, dass der vom
Rundschreiben betroffene VergÃ¼tungsanteil mindestens 0,13 Prozent der
GesamtvergÃ¼tung ausmacht. Im Ã�brigen entspricht dies der bisher vorliegenden
obergerichtlichen Rechtsprechung fÃ¼r Klagen einer KassenÃ¤rztlichen Vereinigung
gegen eine AufsichtsverfÃ¼gung des BVA (vgl. Hessisches LSG, Urteil vom
29.09.2010 â�� L 4 KA 54/09 KL â�� juris Rn. 54) und dem Streitwertkatalog fÃ¼r
die Sozialgerichtsbarkeit (5. Aufl. 2017: Teil B III. Aufsichtsrecht Ziffer 6.2.).

â��â��â��â��â��â��â��â��â��â��â��â��â��â��â��â��â��â��â��â��â��â��â��â
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